
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Matthias Seestern-Pauly, Katja Suding, 
Renata Alt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/32177 –

Stand der Anwendung des DigitalPaktes Schule in Niedersachsen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Mai 2019 haben sich Bund und Länder mit dem DigitalPakt Schule auf 
umfassende Maßnahmen zur Digitalisierung im Bildungswesen geeinigt. Da-
rüber hinaus haben Bund und Länder drei Zusatzvereinbarungen beschlossen. 
Bis zu 6,5 Mrd. Euro an Bundesmitteln sollen so bis zum Jahr 2024 in bessere 
digitale Infrastruktur der Schulen investiert werden. Mit der Zusatzvereinba-
rung „Sofortprogramm“ soll die Beschaffung von mobilen Endgeräten für 
Schülerinnen und Schüler gefördert werden, mit der Zusatzvereinbarung „Ad-
ministration“ die Administration der Infrastrukturen gefördert werden und die 
Zusatzvereinbarung „Leihgeräte für Lehrkräfte“ zielt auf die Beschaffung von 
Dienstlaptops für Lehrerinnen und Lehrer ab. Aus Sicht der Fragesteller ist die 
Bereitstellung von Finanzmitteln jedoch nur ein erster Schritt. Die verfügba-
ren Mittel müssen auch verlässlich vor Ort ankommen und sinnvoll investiert 
werden. Hier hapert es jedoch auch drei Jahre nach der Einigung über den Di-
gitalPakt weiterhin (https://netzpolitik.org/2021/digitalpakt-schule-corona-hilf
en-fuer-schulen-kommen-nur-schleppend-an/).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Der Bundesregierung liegen halbjährlich Daten zu Mittelabfluss und -bewilli-
gungen im DigitalPakt Schule vor. Die folgenden Angaben beziehen sich auf 
die Berichtslegung der Länder gemäß den §§ 12 und 18 der Verwaltungsverein-
barung (VV) zum aktuellen Stichtag 30. Juni 2021. Die Angaben zum Mittel-
abfluss entsprechen dem Abfluss aus dem Sondervermögen des Bundes. Auf-
grund der Stichtagsregelung sind Differenzen zwischen den Abflüssen aus dem 
Sondervermögen des Bundes und Auszahlungen der Länder möglich.

 1. Wurde im Rahmen der Verhandlungen über den DigitalPakt zwischen 
Bund und Ländern mit dem Land Niedersachsen über die besonderen 
Aspekte und Belange von Schulen mit Schülerinnen und Schülern mit 
Behinderungen gesprochen?
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 2. Sind die besonderen Belange von Schulen mit Schülerinnen und Schü-
lern mit Behinderungen nach Kenntnis der Bundesregierung in der För-
derrichtlinie des Landes Niedersachsen berücksichtigt?

Die Fragen 1 und 2 werden im Zusammenhang beantwortet.
Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zur Schriftlichen Frage 127 des 
Abgeordneten Matthias Seestern-Pauly auf Bundestagsdrucksache 19/24511 
verwiesen.

 3. Wie viele Anträge zur Förderung durch den DigitalPakt Schule wurden 
im Land Niedersachsen bis zum 30. Juni 2021 bewilligt (bitte nach Schu-
len in öffentlicher und freier Trägerschaft getrennt angeben)?

Dem Bund wurde vom Land Niedersachsen berichtet, dass zum Stichtag 
30. Juni 2021 insgesamt 2.339 Anträge im Rahmen von Maßnahmen gemäß § 3 
Absatz 1 VV bewilligt wurden. 17 dieser Anträge wurden vom Land Nieder-
sachsen bzw. dem Landesamt für Soziales, Jugend und Familie gestellt. Die 
übrigen Anträge verteilen sich wie folgt auf die öffentlichen und freien Schul-
träger:

Anträge öffentlicher Träger Anträge freier Träger
Laufende

Maßnahmen
Abgeschlossene

Maßnahmen Gesamt Laufende
Maßnahmen

Abgeschlossene
Maßnahmen Gesamt

1.540 508 2.048 185 89 274

 4. Welche Erkenntnisse über die Anzahl von Ablehnungen und die Gründe 
für die Ablehnung von Anträgen zur Förderung durch den DigitalPakt 
Schule im Land Niedersachsen liegen der Bundesregierung bis zum 
30. Juni 2021 vor (bitte nach Schulen in öffentlicher und freier Träger-
schaft getrennt angeben)?

Die Verwaltungsvereinbarung sieht keine Berichtspflicht zu abgelehnten Anträ-
gen vor. Daher liegen der Bundesregierung hierzu keine Angaben vor.

 5. Welche Schlussfolgerungen hat die Bundesregierung aus dem bisherigen 
Stand von bewilligten und ausgezahlten Fördermitteln des DigitalPaktes 
Schule gezogen bezüglich bestehender Hürden für die Inanspruchnahme?

Durch die Finanzhilfen gemäß Artikel 104c GG leistet der Bund eine Unterstüt-
zung in einem Bereich, für den verfassungsgemäß die Verantwortung bei den 
Ländern und Kommunen liegt. Die Verantwortung für die Ausarbeitung von 
Förderrichtlinien und damit auch für die Ausgestaltung der jeweiligen Antrags-
verfahren, die Bewilligung und die Auszahlung in den Ländern liegt bei den 
Ländern. Die Finanzhilfen vom Bund an die Länder werden umgehend ausge-
zahlt, wenn die Länder auf Basis abgerechneter Vorhaben Bundesmittel abru-
fen.

 6. In welcher Höhe wurden Förderungen im Rahmen des DigitalPaktes 
Schule im Land Niedersachsen bis zum 30. Juni 2021 bewilligt (bitte 
nach Schulen in öffentlicher und freier Trägerschaft getrennt angeben)?

Zum Stichtag 30. Juni 2021 wurde dem Bund vom Land Niedersachsen mitge-
teilt, dass insgesamt Bundesmittel i. H. v. 78.048.016,30 Euro für Maßnahmen 
an Schulen gemäß § 3 Absatz 1 VV bewilligt wurden. Für 17 dieser Maßnah-
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men, welche sich allesamt derzeit in der Umsetzung befinden, wurden dem 
Land Niedersachsen bzw. dem Landesamt für Soziales, Jugend und Familie 
Bundesmittel i. H. v. 854.283,42 Euro bewilligt. Die übrigen Bewilligungen 
von Bundesmitteln von Maßnahmen gemäß § 3 Absatz 1 VV verteilen sich wie 
folgt auf die öffentlichen und freien Schulträger (Beträge in Euro):

Bewilligungen für öffentliche Träger Bewilligungen für freie Träger
Laufende

Maßnahmen
Abgeschlossene

Maßnahmen Gesamt Laufende
Maßnahmen

Abgeschlossene
Maßnahmen Gesamt

61.357.764,77 9.847.359,15 71.205.123,92 4.857.364,04 1.131.244,92 5.988.608,96

Darüber hinaus wurden Bundesmittel i. H. v. insgesamt 3.440.496,89 Euro für 
regionale und landesweite Maßnahmen gemäß § 3 Absatz 2 VV und Bundes-
mittel i. H. v. insgesamt 1.123.150,27 Euro für länderübergreifende Maßnah-
men gemäß § 3 Absatz 3 VV bewilligt.

 7. In welcher Höhe wurden Förderungen im Rahmen des DigitalPaktes 
Schule in den Landkreisen und kreisfreien Städten Niedersachsens für 
jeweils welche Maßnahmen mit Stand zum 30. Juni 2021 beantragt, be-
willigt und ausgezahlt (bitte nach Schulträgern, Maßnahmen sowie 
Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamtschulen, Gemein-
schaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende Schulen, Förder-
schulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln. Die Angaben für die 
Landkreise und kreisfreien Städte bitte jeweils noch ins Verhältnis zum 
gesamten Land Niedersachsen und zur Bundesrepublik Deutschland set-
zen)?

Detaillierte und validierbare Angaben zu eingegangenen, aber noch nicht be-
schiedenen Anträgen liegen der Bundesregierung nicht vor. Auf Ebene der 
Landkreise kann daher keine Angabe zu beantragten Maßnahmen gemacht wer-
den. Zur Beantwortung der Frage nach der Schulart kann lediglich eine Diffe-
renzierung zwischen allgemeinbildenden und beruflichen Schulen erfolgen.
Zum Stichtag 30. Juni 2021 wurde dem Bund vom Land Niedersachsen mitge-
teilt, dass insgesamt Bundesmittel i. H. v. 78.048.016,30 Euro für Maßnahmen 
an Schulen gemäß § 3 Absatz 1 VV bewilligt wurden. Die Aufteilung der be-
willigten Bundesmittel auf die Landkreise und kreisfreien Städte, öffentliche 
und freie Träger sowie allgemeinbildende und berufliche Schulen ist der An-
lage 1* zu entnehmen (Beträge in Euro).
Im Rahmen des Basis-DigitalPakt Schule, d. h. bezogen auf Maßnahmen 
gemäß § 3 Absatz 1, § 3 Absatz 2 und § 3 Absatz 3 VV, entfallen in Nieder-
sachsen auf laufende Maßnahmen bewilligte Bundesmittel i. H. v. 
71.363.341,70 Euro sowie auf abgeschlossene Maßnahmen bewilligte Bun-
desmittel i. H. v. 11.248.321,76 Euro. Die in Niedersachsen insgesamt bewil-
ligten Bundesmittel i. H. v. 82.611.663,46 Euro entsprechen 5,74 Prozent der 
dem Bund zum Stichtag 30. Juni 2021 im Rahmen des Basis-DigitalPakt 
Schule berichteten bundesweit insgesamt bewilligten Bundesmittel i. H. v. 
1.439.285.684,43 Euro.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/32470 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 8. Welche Planungen für regionale Projekte nach § 3 Absatz 2 der Verwal-
tungsvereinbarung des DigitalPaktes Schule sind der Bundesregierung 
zum Stand 30. Juni 2021 bekannt?

Zum Stichtag 30. Juni 2021 berichtet das Land Niedersachsen über keine lau-
fenden und über 109 abgeschlossene regionale Maßnahmen nach § 3 Absatz 2 
VV. Darüber hinaus wurden zum Stichtag 30. Juni 2021 von Niedersachsen 
vier bewilligte, d. h. sich derzeit in der Umsetzung befindende, landesweite 
Maßnahmen nach § 3 Absatz 2 VV berichtet.

 9. Welche länderübergreifenden Projekte nach § 3 Absatz 3 der Verwal-
tungsvereinbarung des DigitalPaktes Schule mit Beteiligungen Nieder-
sachsens sind der Bundesregierung zum Stand 30. Juni 2021 bekannt?

Das Land Niedersachsen berichtete im Rahmen der Maßnahmen nach § 3 Ab-
satz 3 VV zum Stichtag 30. Juni 2021 über seine Beteiligung bei den folgenden 
länderübergreifenden Projekten: DIGLU-CLOUD, VIDIS, SODIX/Mundo und 
Educheck. Daneben gehört Niedersachsen zu den Antragstellern bei den Pro-
jekten Portal für berufliche Bildung, Schul-Cloud sowie Technologiebasiertes 
Assessment (TBA).

10. Wie viele der Schulen Niedersachsens haben einen eigenen Medien-
entwicklungsplan aufgestellt und eingereicht (bitte nach Landkreisen
und kreisfreien Städten, Schulträgern sowie Schularten – Grundschulen, 
Sekundarschulen, Gesamtschulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, 
sonstige allgemeinbildende Schulen, Förderschulen, berufsbildende 
Schulen – aufschlüsseln), und welche Rückmeldungen haben die 
Bundesregierung über ihre strukturelle Zusammenarbeit mit den Bundes-
ländern bezüglich Hürden bei der Erstellung von Medienentwicklungs-
plänen erreicht?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor; es wird auf die Antwort 
der Bundesregierung zu Frage 8 der Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP auf 
Bundestagsdrucksache 19/28583 wird verwiesen.

11. In welcher Höhe wurden Mittel aus der Zusatzvereinbarung „Sofortpro-
gramm“ im Land Niedersachsen beantragt, bewilligt und ausgezahlt (bit-
te nach Landkreisen und kreisfreien Städten, Schulträgern, Maßnahmen 
sowie Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamtschulen, Ge-
meinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende Schulen, 
Förderschulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Gemäß der Zusatzvereinbarung „Sofortausstattungsprogramm“ wird im Rah-
men der Berichtspflichten nur über abgeschlossene, nicht über beantragte oder 
bewilligte Mittel berichtet, daher liegen der Bundesregierung hierzu keine In-
formationen vor. Ebenso liegen der Bundesregierung aufgrund der Berichts-
pflicht der Länder zum Sofortausstattungsprogramm keine Angaben auf Ebene 
der Schulen, sondern lediglich Angaben auf Ebene der Schulträger vor. Daher 
kann zur Beantwortung der Frage lediglich eine Unterteilung zwischen öffent-
licher und freier Trägerschaft erfolgen.
Das Land Niedersachsen berichtete dem Bund zum Stichtag 30. Juni 2021 über 
Mittel in Höhe von insgesamt 6.034.887,95 Euro für verwendungsnachweis-
geprüfte Maßnahmen gemäß der Zusatzvereinbarung Sofortausstattungspro-
gramm. Die Bundesmittel verteilen sich wie folgt auf öffentliche und freie 
Schulträger (Beträge in Euro):
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Öffentliche
Trägerschaft

Freie
Trägerschaft

Höhe der Mittel aus der Zusatzverein-
barung „Sofortausstattungsprogramm“

5.345.937,09 688.950,86

12. Welche Soft- und/oder Hardware wurde mit Mitteln der Zusatzverein-
barung „Sofortprogramm“ in Niedersachsen bisher erworben?

Der Bundesregierung liegen hierzu im Rahmen der Berichtspflicht der Länder 
keine detaillierten Informationen vor.

13. In welcher Höhe wurden Mittel aus der Zusatzvereinbarung „Adminis-
tration“ im Land Niedersachsen beantragt, bewilligt und ausgezahlt (bitte 
nach Landkreisen und kreisfreien Städten, Schulträgern, Maßnahmen so-
wie Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamtschulen, Ge-
meinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende Schulen, 
Förderschulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Zum Stichtag 30. Juni 2021 liegen der Bundesregierung aus Niedersachsen 
keine Daten zu bewilligten Maßnahmen im Rahmen der Zusatzvereinbarung 
„Administration“ vor, daher kann hierzu keine Aussage getroffen werden. De-
taillierte Angaben zu beantragten, aber noch nicht bewilligten Anträgen liegen 
der Bundesregierung nicht vor.

14. In welcher Höhe wurden Mittel aus der Zusatzvereinbarung „Leihgeräte 
für Lehrkräfte“ im Land Niedersachsen beantragt, bewilligt und ausge-
zahlt (bitte nach Landkreisen und kreisfreien Städten, Schulträgern, 
Maßnahmen sowie Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Ge-
samtschulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbil-
dende Schulen, Förderschulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Aufgrund der Berichtspflicht der Länder liegen der Bundesregierung keine 
Informationen zu Beantragungen und Bewilligungen im Rahmen der Zusatz-
vereinbarung „Leihgeräte für Lehrkräfte“ vor. Zum Stichtag 30. Juni 2021 be-
richtet das Land Niedersachsen, dass keine verwendungsnachweisgeprüften 
Maßnahmen im Rahmen der Zusatzvereinbarung „Leihgeräte für Lehrkräfte“ 
vorliegen.

15. Welche Breitbandverfügbarkeiten liegen an den Schulen in Niedersach-
sen im Vergleich zum Bundesschnitt nach Kenntnis der Bundesregierung 
jeweils vor (bitte jeweils nach Landkreisen und kreisfreien Städten, 
Schulträgern, Schularten – Grundschulen, Sekundarschulen, Gesamt-
schulen, Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, sonstige allgemeinbildende 
Schulen, berufsbildende Schulen – aufschlüsseln)?

Die Beantwortung erfolgt auf Basis der Daten des Breitbandatlas des Bundes. 
Demnach gilt eine Schule als versorgt, wenn die Rasterzelle (250 m x 250 m), 
in der die Schule liegt, zu mindestens 95 Prozent mit der jeweiligen Bandbreite 
versorgt ist. Ein adressgenauer Abgleich der Breitbandverfügbarkeit an allen 
Schulstandorten kann auf Grundlage der gegenwärtigen Datenbasis nicht erfol-
gen. Darüber hinaus wurden kundenindividuell realisierte Geschäftskundenpro-
dukte sowie Anschlüsse über landeseigene oder Forschungsnetzwerke nicht ge-
sondert erfasst, weshalb die tatsächliche Breitbandverfügbarkeit an diesen 
Standorten höher liegen kann.
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Eine detaillierte Übersicht zur Breitbandverfügbarkeit an Schulen nach Schul-
typ kann der Anlage 2 und nach Schulform der Anlage 3 entnommen werden.*

16. Welche Schlussfolgerungen hat die Bundesregierung aus dem bisherigen 
Ablauf der Umsetzung des DigitalPaktes Schule und seiner drei Zusatz-
vereinbarungen gezogen bezüglich des Stellenwertes neuer und vertiefter 
Wege der Zusammenarbeit von Bund und Ländern in der Bildung?

Der DigitalPakt Schule mit seinen Zusatzvereinbarungen fußt auf Artikel 104c 
des Grundgesetzes. Ausgestaltung und Durchführung des DigitalPaktes folgen 
damit den für Finanzhilfen des Bundes an die Länder geltenden Vorgaben. Bun-
desministerin Karliczek wirbt – auch vor dem Eindruck der Herausforderungen, 
vor denen insbesondere der Schulbereich etwa in der Digitalisierung steht – für 
neue und vertiefte Wege der Bund-Länder-Zusammenarbeit, die auch eine in-
haltliche Kooperation ermöglichen.

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/32470 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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